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Sehr geehrte Leserin, sehr geehrter Leser,

der Sommer hat begonnen, die Urlaubszeit steht vor der Tür und wir freuen uns mit Ihnen über 
warme Tage und laue Abende, über Badesee und Eis essen und Geselligkeit mit Familie und 
Freunden, um Neuigkeiten auszutauschen.

Heute halten Sie passend dazu die neue Ausgabe der DWAZaktuell in den Händen. Wir möchten 
schöne Ereignisse wie bestandene Prüfungen und ein Firmenjubiläum mit Ihnen teilen, aber leider 
auch einen sehr traurigen Anlass wie den Nachruf auf eine langjährige Kollegin.
 
Unter dem Motto „Wachse mit uns!“ möchten wir ebenfalls den Blick in die Zukunft richten und 
stellen Ihnen unsere Aktivitäten zur Gewinnung neuer Mitarbeiter vor.

In eigener Sache wendet sich außerdem Jörg Bringmann dieses Mal direkt an Sie.

Fachliche Informationen wie die Kurzmeldungen 
sowie die Artikel zu den Themen Unternehmensbe-
wertung und Überstunden aus arbeitsrechtlicher 
Sicht runden diese Ausgabe ab.

Unser nächstes Unternehmerfrühstück im Herbst 
setzt den Schwerpunkt auf die digitale Personalakte. 
Wir laden Sie sehr herzlich dazu ein und freuen uns 
auf Ihre Teilnahme.

Wir wünschen Ihnen eine schöne und erholsame 
Sommerzeit, tanken Sie Kraft und Energie und haben 
Sie Freude an der Lektüre der DWAZaktuell.

Ihr Stephan Zwingmann 
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DWAZ intern
Ein doppelter Grund zum Feiern

Im März beendete unsere Kollegin Beti-
na Merklinger ihre zweite Elternzeit. Wir  
freuen uns sehr, dass sie wieder in Teil-
zeit ins Berufsleben startet. Sie ist ihrem 
Arbeitsbereich treu geblieben und bear-
beitet weiterhin Finanz- und Lohnbuch-
haltung, erstellt Jahresabschlüsse und 
Einkommensteuererklärungen. 

Außerdem ist Betina nun 10 Jahre in un-
serer Kanzlei. Wir gratulieren ihr von Her-
zen zu ihrem Betriebsjubiläum! Nach ihrem 

abgeschlossenen Studium als Bachelor of 
Arts kam sie am 1. Juli 2013 zu uns. Beti-
na ist eine aufgeschlossene und fröhliche 
Kollegin. Sie vereinbart Familie und Beruf, 
wobei wir sie gerne unterstützen, indem 
sie sowohl in unserer Zentrale in Kassel 
als auch im Homeoffice arbeitet. Betina ist 
aktiv im Tanzverein und verbringt ihre Frei-
zeit mit ihrer Familie und ihren Freunden. 

Dankeschön für Deine Loyalität, Dein of-
fenes Ohr und Deine Treue zu unserer 

DWAZ intern
Time to say goodbye

Liebe Mandanten/innen, liebe Kolle-
gen/innen, liebe Freunde, 

nach über 25 Jahren Selbständigkeit werde 
ich zum Ende dieses Jahres meine Tätigkeit 
als Wirtschaftsprüfer und Steuerberater 
beenden. Ich möchte die Segel neu setzen, 
um mich mehr meiner Familie und auch 
den schönen Dingen des Lebens widmen 
zu können. 

In diesen vielen Jahren durfte ich Sie bei 
Ihren unternehmerischen und beruflichen 
Entscheidungen begleiten, Ihre Familien 
beraten, hierbei sind viele Freundschaf-
ten entstanden. Es war für mich eine  
schöne Zeit, die mich in meiner persön-
lichen und beruflichen Entwicklung ge-

prägt hat. Gerne erinnere ich mich an 
gemeinsame Erfolge, gute Gespräche, 
Herausforderungen und deren Lösungen, 
an Höhen und Tiefen und viele positive  
Erlebnisse. Ich habe mich in den vielen Jah-
ren in der Kanzlei sehr wohl gefühlt. Den 
täglichen Kontakt zu Ihnen/Euch werde ich 
vermissen. In meinem beruflichen Leben 
musste ich gerade in den letzten Jahren oft 
Entscheidungen unter Druck vorbereiten 
und treffen. Jetzt möchte ich auf eigenen 
Wunsch in den (Un) Ruhestand gehen. Ich 
denke, es ist genug. 

Ich freue ich mich auf die Zeit, die nun 
vor mir liegt, eine Zeit voller Freiheit, aber 
auch neuer Möglichkeiten und Pläne. Ich 
möchte mit meiner Frau Beate Frank-

reich von Nord nach Süd auf den Pfaden 
unserer Vergangenheit bereisen und die 
Vielfalt der skandinavischen Länder entde-
cken, den Sommer an der Ostsee oder in 
den Bergen verbringen, Boot fahren, Rad  
fahren oder wandern.

Ich bedanke mich bei meinen Kollegen/
innen und dem gesamten Team für Euer 
Engagement, für Eure Empathie, Eure 
Loyalität, Offenheit und das Arbeiten 
auf Augenhöhe. Ich bedanke mich bei 
meinen Mandanten/innen für ihre Treue 
und ihr Vertrauen. Bleiben Sie der Kanzlei  
verbunden, denn wir sind auch in Zukunft 
ein starkes Team!

Ihr/Euer Jörg Bringmann

Kanzlei, liebe Betina. Wir freuen uns auf 
die weitere gute Zusammenarbeit mit Dir!

„WIR KÖNNEN DEN  
WIND NICHT ÄNDERN,  
ABER DIE SEGEL  
ANDERS SETZEN“
ARISTOTELES
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DWAZ intern
Wachse mit uns

Wir sind aktuell sehr aktiv in der Gewinnung 
neuer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. 
Zwei Veranstaltungen zu diesem Thema 
möchten wir Ihnen heute vorstellen.

Unser Job-Speed-Dating-Day
Neue Wege, neue Chancen! 
 
Am 2. Juni 2023 haben wir zum ersten Mal 
zu einem Job-Speed-Dating-Day eingela-
den. Ohne Anmeldung, ohne Termin, denn 
die Tür unserer Kanzlei war innerhalb von 
zwei Zeitfenstern für Bewerberinnen und 
Bewerber geöffnet, die sich für unsere 
Kanzlei und die ausgeschriebenen Positi-
onen bei uns im Haus interessieren. Wir 
haben diesen besonderen Tag im Vorfeld 
auf Instagram und Facebook, auf unserer 
Homepage und direkt vor Ort publik ge-
macht.

Wir suchen neue Kolleginnen und Kollegen 
für folgende Stellen: 

• Steuerfachangestellte/r
• Bilanzbuchhalter/in 
• Steuerfachwirt/in
• Auszubildende zum/
  zur Steuerfachangestellten

In lockerer Atmosphäre, bei guten Gesprä-
chen, einer Führung durch die Kanzlei, Blick 
in unsere Büros, leckeren Snacks und offe-
nen Q&A-Runden auf Augenhöhe konnten 
sich die Interessentinnen und Interessen-
ten detailliert informieren. Wir bedanken 
uns bei allen Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern, die uns an diesem Tag unterstützt 
haben. Das Feedback der Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer war so positiv, dass diese 
Art der Veranstaltung bei uns Zukunft hat!

Unsere Teilnahme an der Ausbildungs-
messe in der Berufsschule Witzen- 
hausen

Unsere Kollegen Tim Heinemann und Fre-
derik Strokosch stellten unsere Kanzlei auf 
der Ausbildungsmesse der Berufsschule 
Witzenhausen vor. Frederik informierte 
in seiner Präsentation über das Anfor-
derungsprofil und die Inhalte des Ausbil-
dungsberufs ‚Steuerfachangestellte/r ‘. 
Auch bei dieser Veranstaltung konnten die 
Schülerinnen und Schüler offen Fragen stel-
len. Wir würden uns freuen, wenn sich ei-
nige von ihnen nach ihrem Schulabschluss 
für eine Ausbildung bei uns interessieren.

Nachruf

Sandra Kuhnke † 29.04.2023 
Wir trauern um unsere langjährige Mit-
arbeiterin und Kollegin Sandra Kuhnke, 
die allzu früh im Alter von 44 Jahren ihrer 
schweren Krankheit erlegen ist.

Sandra Kuhnke war über 20 Jahre für  
unsere Kanzlei als Dipl.-Betriebswirtin tätig, 
zuletzt insbesondere für die Bearbeitung 

Congratulations!

Wir freuen mit unserer Kollegin Lisa Birken-
stock und gratulieren ihr ganz herzlich zur 
bestandenen Prüfung zur Steuerfachwirtin. 

Lisa ist studierte Betriebswirtin und ist 
seit dem 1. April 2019 in unserer Kanz-
lei tätig. Für unsere Mandanten erstellt 
sie Einkommensteuererklärungen und  
Jahresabschlüsse. Des Weiteren ist sie für die  
Finanz- und Lohnbuchhaltung zuständig 
und unterstützt uns bei der Ausbildung 

unserer Steuerfachangestellten. Lisa reist 
und liest gerne und ist aktiv im Reit- und 
Tauchverein.

Vielen Dank für Dein Engagement und 
Deine Treue, liebe Lisa - wir freuen uns über 
Deinen Erfolg, den Du mit viel Fleiß erreicht 
hast. Aus- und Weiterbildung unserer Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter wird von 
uns nicht nur begrüßt, sondern auch aktiv 
gefördert. 

von Erbschaft- und Schenkungsteuerfällen 
sowie die Bewertung von Unternehmen.
In großer Dankbarkeit verabschieden wir 
uns von einem liebenswerten Menschen. 
Sandra wird uns sehr fehlen.

Das tiefe Mitgefühl unseres gesamten 
Teams gilt ihrer Familie und allen, die ihr 
nahestanden.
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DWAZ Recht
Thema Überstunden

Arbeitnehmer müssen im Streitfall 
auch nach dem Urteil des EuGH zum 
Thema Zeiterfassung weiter darlegen 
und beweisen.

Das Thema Vergütung von „behaupteten“ 
Überstunden beschäftigt die Arbeitsge-
richte seit jeher und erlangt besonders im 
Falle der Beendigung von Arbeitsverhält-
nissen und im nachfolgenden Kündigungs-
schutzprozess zusehends an Bedeutung. 
In letzter Zeit ist jedoch wahrzunehmen, 
dass insbesondere anwaltlich vertretene 
Arbeitnehmer durch ihre Prozessvertre-
ter in diesem Zusammenhang versuchen, 
die Darlegungs- und Beweislast für den 
tatsächlichen Anfall der Überstunden, 
gestützt auf die jüngsten Entscheidungen 
des Europäischen Gerichtshofes (EuGH) 
zum Thema Zeiterfassung, auf die Schul-
tern der Arbeitgeber zu verlagern. Diesem 
Vorgehen hat das Bundesarbeitsgericht 
(BAG) nun eine Absage erteilt. Im soge-
nannten „Stechuhr-Urteil“ hatte der EuGH  
entschieden, dass sich die Verpflichtung des 
Arbeitgebers, sämtliche Arbeitszeiten sei-
ner Arbeitnehmer zu erfassen, aus unions-
rechtlichen Vorgaben zum Arbeitsschutz 
ergebe. Diese Feststellung steht unter an-
derem im Widerspruch zum derzeit noch in 
Deutschland geltenden Arbeitszeitgesetz, 

was dazu führt, dass dieses kurzfristig  
reformiert werden wird. Wir werden Sie an 
dieser Stelle selbstverständlich über die 
aktuellen Änderungen informieren. Bisher 
musste der Arbeitnehmer bei behaupteten 
Überstunden im Einzelnen detailliert dazu 
vortragen, wann in welchem Umfang Über-
stunden geleistet worden sein sollen und 
aufgrund welcher Tatsachen der Arbeit-
geber diese angeordnet oder zumindest 
Kenntnis von ihrer Durchführung hatte und 
diese billigte.

Von den Klägern wurde nun behauptet, 
aufgrund der jüngsten Rechtsprechung 
habe es dem Arbeitgeber oblegen, die 
Arbeitszeiten im Einzelnen zu erfassen. 
Sofern er gegen diese Verpflichtung ver-
stoßen habe, sei er im Prozess für seine 
Behauptung, Überstunden seien nicht 
angefallen oder nicht in dieser Höhe  
angefallen, darlegungs- und beweisbe-
lastet. Dies hätte zur Folge, dass er den 
Prozess in diesem Punkt verlieren würde, 
sofern er nicht das Gegenteil beweisen 
kann. Diese Fragestellung war in den In-
stanzgerichten, also den Arbeitsgerichten 
und Landesarbeitsgerichten, unterschied-
lich gesehen worden. Das BAG hat nun mit 
seinem Urteil vom 04.05.2022 klargestellt, 
dass es weiter Sache des Arbeitnehmers 

ist, darzulegen und ggf. zu beweisen, wann 
und in welchem Umfang er Überstunden 
geleistet habe und dass dies auf Anweisung 
und mit Billigung des Arbeitgebers erfolgt 
sei. Diese Grundsätze würden auch durch 
unionsrechtliche Vorgaben zum öffent-
lichen Arbeitsschutzrecht nicht überla-
gert, zumal es bei vergütungsrechtlichen 
Fragestellungen der Europäischen Union 
bereits aufgrund der jeweils begrenzten 
Einzelermächtigungen an entsprechender 
Gesetzgebungskompetenz fehle. 

Was bedeutet das für Arbeitgeber?
Sollten Sie als Arbeitgeber von Ihren  
Mitarbeitern auf Vergütung von Über-
stunden in Anspruch genommen werden,  
obliegt es weiterhin dem Mitarbeiter dar-
zulegen und zu beweisen, in welchem 
Umfang tatsächlich Überstunden geleistet 
wurden und dass diese von Ihnen angeord-
net oder zumindest gebilligt worden waren. 
Das Vorhandensein oder Nichtvorhanden-
sein eines Zeiterfassungssystems hat auf  
diesen Grundsatz keine Auswirkung.

Haben Sie Fragen zum Arbeitsrecht? 
Sprechen Sie uns an! 

Patrick Rittinghaus, Rechtsanwalt der DWAZ

Die richtige Antwort auf diese, im Bera-
teralltag häufig gestellte Frage ist zunächst 
enttäuschend: „Es gibt den einen richtigen 
Unternehmenswert gar nicht“. Richtige 
Unternehmenswerte können immer nur 
im Zusammenhang mit dem Bewertungs-
zweck ermittelt werden. Bewertungs-
zwecke können die Vorbereitung eines 
geplanten Anteilskaufs oder -verkaufs, 
steuerliche Anlässe, die schiedsgericht-
liche Abfindung im Rahmen eines Gesell-
schafterausscheidens, die Ermittlung eines 
Zugewinnausgleichs oder der Ansatz von 
handelsrechtlichen Bilanzwerten sein. Bei 
jedem der hier beispielhaft genannten 
Anlässe wird für dasselbe Unternehmen 

ein unterschiedlicher Unternehmenswert  
herauskommen. Wie kann das sein?

Bewertungsanlässe und -modelle – ein 
Überblick 

Der Unternehmenswert des Käufers 
oder Verkäufers
Die Bewertung von Unternehmen durch 
potenzielle Käufer und Verkäufer basiert 
immer auf deren subjektiven Ertragserwar-
tung über das zu bewertende Unterneh-
men. Diese Vorgehensweise ist die einzige 
Form der Unternehmensbewertung, die 
auch theoretisch fundiert ist. Letztlich ist 
jeder Käufer nur so viel bereit zu zahlen, 

wie er in Zukunft erwartet, aus seiner  
Investition zurückzuerhalten. Die Grund-
lagen und Anwendungsleitlinien für 
diese Bewertungsmethodik sind für den  
gesamten Berufsstand im IDW Standard 
1 (IDW S1) festgelegt und rechtssicher  
anerkannt. Das Bewertungsmodell ba-
siert dabei immer auf einem Ertragswert- 
oder Discounted-Cashflow-Verfahren. Aus  
Planungsrechnungen werden für die näch-
sten 3 bis 5 Jahre (Detailplanungszeitraum) 
sowie für den Zeitraum danach Ertragser-
wartungen abgeleitet und diese mit einem 
risikoadäquaten Zins auf den Bewertungs-
stichtag abgezinst. Die Ermittlung eines 
Unternehmenswerts auf Basis von Ertrags-

DWAZ Beratung
Was ist mein Unternehmen wert?
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wert- oder Discounted-Cashflow Verfahren 
ist komplex und erfordert für den Berater 
eine intensive Auseinandersetzung mit 
dem Unternehmen und dessen Planungs-
rechnung sowie Marktparametern, um den  
risikoadäquaten Zins abzuleiten. Der  
Unternehmensbewertung mit Ertragswert- 
oder Discounted Cashflow-Methoden ist 
innewohnend, dass Käufer und Verkäufer 
sehr unterschiedliche Erwartungen über 
die Zukunft des Unternehmens haben 
können und folglich die jeweils ermittelten 
Unternehmenswerte unterschiedlich aus-
fallen. In der Praxis bedeutet dies, dass es 
dann zu keiner Einigung über den „fairen“ 
Kaufpreis kommt, das heißt, der „Deal“ 
platzt.

Der steuerliche Bewertungsanlass
Sofern der Anlass der Bewertung steuer-
lich motiviert ist, beispielsweise im Rahmen 
einer Erbschaft oder einer familieninternen 
Nachfolgeregelung, ist das Bewertungsmo-
dell im Bewertungsgesetz konkretisiert.

Nach §§ 199ff. Bewertungsgesetz sind 
die Anteile an Kapitalgesellschaften und  
Betriebsvermögen mit dem vereinfachten 
Ertragswertverfahren zu bewerten, sofern 
dies nicht zu offensichtlich unzutreffenden 
Ergebnissen führt. Die Berechnung des 
vereinfachten Ertragswerts erfordert eini-
ge Besonderheiten und enthält Fallstricke. 
Als Faustformel lässt sich festhalten, dass 
sich der vereinfachte Ertragswert aus dem 
Durchschnittsgewinn der letzten drei Wirt-
schaftsjahre, multipliziert mit dem Faktor 
von 13,75, ergibt. 

Dieser Faktor ist theoretisch nicht be-
gründbar. Er „fällt vom Himmel“ bzw. wurde 
zuletzt 2015 von der Finanzverwaltung neu 
festgelegt. Insofern verwundert es nicht, 
dass in vielen Fällen das vereinfachte Er-
tragswertverfahren doch zu „offensicht-
lich unzutreffenden Werten“ führt. In die-
sem Fall ermöglicht der Gesetzgeber die 
Bewertung mit betriebswirtschaftlichen 
Methoden unter Berücksichtigung der 
Ertragsaussichten, um zu einem Wert zu 
gelangen, den auch ein fremder Dritter 
bei seiner Kaufpreisbemessung zu Grunde 
legen würde (§ 11 Abs. 2 BewG). Sofern die 
Anteile nicht zufällig zuvor „gehandelt“ wur-
den, wird spätestens dann das Gutachten 
eines unabhängigen Beraters notwendig, 
um einer unsachgemäßen Besteuerung 
entgegenzutreten. 

Der Schiedswert
Wird der Berater mit der Ermittlung eines 
objektivierten Unternehmenswerts beauf-

tragt, beispielsweise im Rahmen von Ab-
findungsklauseln, als gerichtlich bestellter 
Gutachter oder „zur Abwehr“ einer Besteu-
erung mit dem vereinfachten Ertragswert 
nach §199 BewG, treten an die Stelle der 
Ertragserwartungen der Parteien die ob-
jektivierten Annahmen des Beraters. Basis 
bilden hierzu ebenfalls Ertragswertverfah-
ren und Discounted-Cashflow Verfahren. In 
IDW S1 sind Leitlinien und Anwendungsre-
geln konkretisiert, die der Berater in einem 
formellen Gutachten darzulegen und zu 
begründen hat. Ergänzt werden die Vorga-
ben des IDW S1 um weitere IDW-Praxishin-
weise, beispielsweise für die Bewertung 
von kleinen und mittleren Unternehmen 
(IDW Praxishinweis 1/2014), in Fällen von 
Ansprüchen des Familien- und Erbrechts 
(IDW S 13) oder bei hoher Unternehmens-
verschuldung (IDW Praxishinweis 2/2018).

Multiplikatoren und sonstige Bewer-
tungsmethoden
Die obigen Beispiele zeigen, dass die Ermitt-
lung des „richtigen“ Unternehmenswerts 
keineswegs einfach ist und eine intensive 
Auseinandersetzung mit dem Unterneh-
men und dessen Planungen erforderlich 
ist. Gleichwohl besteht seitens der Man-
danten regelmäßig der Wunsch nach einer 
„schnellen und einfachen Unternehmens-
wertindikation“. Diese Indikation sollen 
Multiplikatoren leisten. Die Idee hinter Mul-
tiplikatoren ist, aus Unternehmenstrans-
aktionen der jüngeren Vergangenheit die 
gezahlten Kaufpreise beispielsweise in 
das Verhältnis zum Ergebnis vor Zinsen 
und Steuern (EBIT) zu setzen. Ein Beispiel: 
Weist das Unternehmen ein Jahresergebnis 
vor Zinsen und Steuern von EUR 100.000 
auf und haben Käufer hierfür in der jün-
geren Vergangenheit EUR 500.000 bezahlt, 
beträgt der Kaufpreis-Multiplikator das 
5-fache des EBIT. Experten aus der M&A 
Praxis und Analysten sammeln diese Daten 
und fassen Sie zu „Branchen-Multiples“ zu-
sammen. Mit diesen Branchen-Multiples, 
die nach Unternehmensgröße differenzie-
ren, kann der Unternehmer eine erste Wer-
tindikation erlangen. Gleichwohl handelt es 
sich dabei lediglich um ein „erstes Gefühl“, 
welches eine fundierte Unternehmensbe-
wertung auf Basis von Ertragserwartungen 
keinesfalls ersetzen kann. Gerade im Mit-
telstand sind die Unternehmen zu unter-
schiedlich und in hohem Maße von ihrem 
Unternehmenseigentümer abhängig, als 
dass hier von einer zutreffenden Bewer-
tung gesprochen werden kann. Zudem ist 
die Ermittlung der Branchen-Multiples der 
Anbieter häufig nicht klar durchschaubar. 
Während bei börsennotierten Unterneh-

men die Kaufpreise von Unternehmensan-
teilen öffentlich verfügbar sind, ist dies bei 
mittelständischen Transaktionen regelmä-
ßig nicht der Fall und die Datenerhebung 
damit schwierig. 

Darüber hinaus kennt die Unternehmens-
bewertung noch weitere Bewertungsme-
thoden, wie den Liquidationswert, der bei 
insolventen Unternehmen maßgeblich ist, 
den Substanzwert oder das Stuttgarter 
Verfahren. Alle Methoden haben gemein, 
dass sie Spezialfälle darstellen, die nur zu 
seltenen Anlässen genutzt werden.

Unternehmenswert = Kaufpreis?
Selbst wenn die Ertragserwartungen 
des Unternehmens unstrittig sind und 
der Unternehmenswert sachlich korrekt 
abgeleitet ist, bedeutet das noch lange 
nicht, dass der Unternehmenswert einen 
Kaufpreis darstellt. So wird der Kauf eines 
Mehrheitsanteils meist besser vergütet als 
der Erwerb einer Minderheitsbeteiligung 
oder wenn mit dem Anteilskauf besonde-
re Konditionen oder Vorkaufs- oder Veto-
rechte verbunden sind. Die Kaufpreisver- 
handlung hat immer Einfluss auf die Höhe 
des Kaufpreises, ohne dass sich dies 
zwangsläufig im Bewertungsmodell wider-
spiegelt. Darüber hinaus ist zu bedenken, 
dass ein Unternehmen immer nur so viel 
wert ist, wie ein Dritter am Markt zu zah-
len bereit ist. In wirtschaftlich unsicheren 
Zeiten, bei hohen Refinanzierungskosten 
oder gerade bei kleinen und regionalen 
Unternehmen mit hoher Eigentümerab-
hängigkeit kann auch das ertragreichste 
Unternehmen manchmal keinen Käufer 
finden.

Wie können wir Sie unterstützen?
Der Überblick über die Ermittlung von  
Unternehmenswerten zeigt, dass der 
„richtige“ Unternehmenswerts anlassbe-
zogen zu ermitteln ist. Gibt es Kaufanfra-
gen oder sollen die Unternehmensanteile 
demnächst verkauft oder einem Nachfol-
ger übertragen werden, ist die Höhe des  
Unternehmenswerts nur eine von vielen 
Fragen. Wir empfehlen daher die Einbin-
dung des Beraters von Beginn an, um 
Gestaltungsmöglichkeiten und weitere 
wichtige Aspekte wie die Besteuerung 
des Anteilsverkaufs, die Unterstützung im 
Verkaufs- oder Nachfolgeprozess und die 
rechtliche, wirtschaftliche und betriebs-
wirtschaftliche Vertragsgestaltung zu  
berücksichtigen. 

Dr. Andreas Schmidt, Wirtschaftsprüfer und 
Steuerberater der DWAZ
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KURZMELDUNGEN
Ermäßigte Umsatzsteuer bei Vermie-
tung nicht ortsfester Wohncontainer 
an Arbeitnehmer
Der Bundesfinanzhof hat klargestellt, dass 
nicht nur die Vermietung von Grundstücken 
und mit diesen fest verbundenen Gebäu-
den nach dem Umsatzsteuergesetz begün-
stigt ist, sondern allgemein die Vermietung 
von Wohn- und Schlafräumen durch einen 
Unternehmer zur kurzfristigen Beherber-
gung von Fremden und damit auch die 
Vermietung von Wohncontainern an Ern-
tehelfer. 

Dies entspricht auch dem Unionsrecht. Im 
Verzeichnis der Lieferungen von Gegen-
ständen und Dienstleistungen, auf die er-
mäßigte Mehrwertsteuersätze angewendet 
werden können, sind die Beherbergung in 
Hotels und ähnlichen Einrichtungen, ein-
schließlich der Beherbergung in Ferienun-
terkünften, und die Vermietung von Cam-
pingplätzen und Plätzen für das Abstellen 
von Wohnwagen angeführt. Die „Beherber-
gung in Ferienunterkünften“ umfasst auch 
die Vermietung von Zelten, Wohnanhän-
gern oder Wohnmobilen, die auf Camping-
plätzen aufgestellt sind und als Unterkünfte 
dienen.

Verwendung eines neu erworbenen 
Pkw teils für steuerpflichtige, teils für 
steuerfreie Umsätze - Vorsteuerauftei-
lung nicht nach Umsatzschlüssel
Wird ein Pkw nach der Anschaffung teils 
zur Erzielung steuerpflichtiger und teils zur 
Erzielung steuerfreier Umsätze verwendet, 
ist die Vorsteueraufteilung für den Pkw auf 
Grundlage der Fahrleistung des Pkw vorzu-
nehmen. Eine Aufteilung im Verhältnis der 
auf die steuerpflichtigen bzw. steuerfreien 
Umsätze entfallenden Fahrleistungen führt 
laut Finanzgericht Baden-Württemberg zu 
einer präziseren wirtschaftlichen Zurech-
nung als der Umsatzschlüssel. 

Wenn eine Unternehmerin den neuen Pkw 
kurz vor Jahresende (hier: November) er-
worben und im Jahr der Anschaffung des 
Pkw bereits zuvor einen anderen „funkti-
onsgleichen” Pkw für die gleichen Umsätze 
genutzt hat, ist für die Vorsteueraufteilung 
auf die tatsächliche Verwendung sowohl 
des alten als auch des neuen Pkw im ge-
samten Kalenderjahr und somit auf die 
Gesamtfahrleistung im gesamten Kalen-
derjahr abzustellen. Wenn der neu ange- 
schaffte Pkw ab der Anschaffung bis zum 

Jahresende in einem anderen Umfang als 
bei der Vorsteueraufteilung beim Kauf 
auf Basis der Gesamtfahrleistung für das 
Kalenderjahr ermittelt für steuerpflichtige 
bzw. steuerfreie Umsätze genutzt wird, 
ist insoweit eine Vorsteuerberichtigung 
vorzunehmen. Es kann jedenfalls in Fällen, 
bei denen ein bereits vorhandenes Wirt-
schaftsgut durch ein funktionsgleiches aus-
getauscht wird, zu einem Nebeneinander 
der Anwendung von Vorsteuerabzugsaus-
schluss und zur Berichtigung des Vorsteu-
erabzugs kommen.

Änderung beim Lohnsteuerabzug:  
Arbeitnehmer dürfen mit mehr Netto-
Gehalt rechnen
Ab 01.04.2023 werden laut Bundesfinanz-
ministerium die geänderten Programmab-
laufpläne für den Lohnsteuerabzug 2023 
angewendet. Berücksichtigt wird dabei „die 
Anhebung des Arbeitnehmer-Pauschbe-
trags auf 1.230 Euro und des Entlastungs-
betrags für Alleinerziehende auf 4.260 Euro 
durch das Jahressteuergesetz 2022“. Das 
heißt unter anderem für Angestellte oder 
Beamte: Durch die höheren Steuerfreibe-
träge können sie auch mit einem höheren 
Netto-Gehalt auf ihrem Konto rechnen.

Kryptowährungen: Veräußerungsge-
winne sind steuerpflichtig
Der Kläger hatte verschiedene Kryptowäh-
rungen erworben, getauscht und wieder 
veräußert. Im Einzelnen handelte es sich 
um Geschäfte mit Bitcoins, Ethereum und 
Monero, die der Steuerpflichtige privat tä-
tigte. Er erzielte daraus einen Gewinn in 
Höhe von insgesamt 3,4 Millionen Euro. 
Mit dem Finanzamt kam es zum Streit da-
rüber, ob der Gewinn aus der Veräußerung 
und dem Tausch von Kryptowährungen der 
Einkommensteuer unterliegt. Die vom Steu-
erpflichtigen beim Finanzgericht erhobene 
Klage war ganz überwiegend erfolglos.

Der Bundesfinanzhof hat die Steuerpflicht 
der Veräußerungsgewinne aus Bitcoin, 
Ethereum und Monero bejaht. Bei Kryp-
towährungen handelt es sich um Wirt-
schaftsgüter, die bei einer Anschaffung und 
Veräußerung innerhalb eines Jahres der 
Besteuerung als privates Veräußerungs-
geschäft unterfallen. Virtuelle Währungen 
(Currency Token, Payment Token) stellen 
ein „anderes Wirtschaftsgut“ dar. Virtuelle 
Währungen sind wirtschaftlich betrachtet 
als Zahlungsmittel anzusehen. Sie würden 

auf Handelsplattformen und Börsen gehan-
delt, hätten einen Kurswert und könnten 
für direkt zwischen Beteiligten abzuwickeln-
de Zahlungsvorgänge Verwendung finden. 
Wenn Anschaffung und Veräußerung oder 
Tausch der Token innerhalb eines Jahres er-
folgen, unterfallen daraus erzielte Gewinne 
oder Verluste der Besteuerung.

Ermäßigte Umsatzsteuer in Restau-
rants soll bleiben
Der Verzehr von Speisen in Restaurants 
soll dauerhaft mit dem ermäßigten Um-
satzsteuersatz von 7 % besteuert werden. 
Dieses Ziel verfolgt der am 02.03.2023 
von der CDU/CSU-Fraktion eingebrachte 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Umsatzsteuergesetzes. Die Senkung des 
Umsatzsteuersatzes für Restaurant- und 
Verpflegungsdienstleistungen mit Ausnah-
me der Abgabe von Getränken von 19 % 
auf den ermäßigten Satz von 7 % war zum 
01.07.2020 vor dem Hintergrund der Co-
rona-Pandemie eingeführt und mehrfach 
verlängert worden, zuletzt bis Ende 2023. 

Endgültiges BMF-Schreiben zum Null-
steuersatz für Photovoltaikanlagen
Seit dem 01.01.2023 unterliegt die Lie-
ferung und Installation bestimmter PV-
Anlagen einem neuen Nullsteuersatz. Das 
Bundesfinanzministerium (BMF) hat am 
27.02.2023 das endgültige Schreiben zum 
Nullsteuersatz für Umsätze im Zusammen-
hang mit bestimmen Photovoltaikanlagen 
veröffentlicht. 

In der Praxis mehrten sich seit der Ein-
führung des Nullsteuersatzes durch das 
Jahressteuergesetz 2022 Fragen. So etwa 
mit Blick auf die Besteuerung von Nebenlei-
stungen. Das Schreiben benennt nun u. a. 
typische Nebenleistungen, die das Schick-
sal ihrer Hauptleistung, konkret der Liefe-
rung der PV-Anlage, teilen.

Im Vergleich zur Entwurfsfassung sind noch 
einige nützliche Beispiele hinzugekommen: 
So etwa die Übernahme der Anmeldung in 
das Marktstamm-Datenregister, die Bereit-
stellung von Software zur Steuerung und 
Überwachung der Anlage, der Anschluss 
eines Zweirichtungszählers, die Bereit-
stellung von Gerüsten, die Lieferung von 
Befestigungsmaterial oder u. U. auch die 
Erneuerung des Zählerschranks. Bereits 
der Entwurf des BMF-Schreibens sah ver-
einfachende Annahmen bei der Prüfung 
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einzelner Tatbestände, z. B. mit Blick auf 
die konkreten Solarmodule und Speicher, 
die dem Nullsteuersatz unterliegen können, 
vor. Diese wurden im finalen BMF-Schrei-
ben nochmals überarbeitet und ergänzt.

Während der Entwurf noch vereinfachend 
unterstellte, dass Solarmodule mit einer 
Leistung von „500 Watt und mehr“ für 
netzgekoppelte oder stationäre Inselanla-
gen eingesetzt werden, hat das BMF in der 
finalen Version diesen Wert auf „300 Watt 
und mehr“ abgesenkt. Ferner hat das BMF 
etwa für PV-Anlagen mit einer Leistung von 
nicht mehr als 600 Watt weitere Nachweis-
vereinfachungen festgelegt.

Kritisiert wurde - u. a. auch vom Deutschen 
Steuerberaterverband - die vorgesehene 
Einschränkung der Entnahme von Altanla-
gen aus dem Betriebsvermögen. Zwar hält 
auch das finale Schreiben im Grundsatz an 
der 90 %-Grenze fest, jedoch wird die Vo-
raussetzung etwas abgemildert. In den Fäl-
len, in denen ein Teil des erzeugten Stroms 
z. B. in einer Batterie gespeichert wird, ist 
davon auszugehen, dass der Betreiber 
mehr als 90 % des mit der Anlage erzeugten 
Stroms für unternehmensfremde Zwecke 
verwendet. Dies würde dann die Entnahme 
(zum Nullsteuersatz) ermöglichen.

Besteuerung beim Verkauf einer Woh-
nung: Differenzierung bei „Nutzung zu 
eigenen Wohnzwecken“
Bei der „Nutzung zu eigenen Wohnzwe-
cken“ i. S. d. Einkommensteuergesetzes ist 
zwischen einkommensteuerlich zu berück-
sichtigenden Kindern und Dritten, ggf. auch 
unterhaltsberechtigten Personen, zu diffe-
renzieren. So entschied das Finanzgericht 
Düsseldorf. 

Wirtschaftsgüter werden von der Besteu-
erung als private Veräußerungsgeschäfte 
ausgenommen, die im Zeitraum zwischen 
Anschaffung oder Fertigstellung und Ver-
äußerung ausschließlich zu eigenen Wohn-
zwecken genutzt wurden. Überlässt der 
Steuerpflichtige die Wohnung nicht aus-
schließlich einem einkommensteuerlich zu 
berücksichtigenden Kind (oder mehreren 
einkommensteuerlich zu berücksichti-
genden Kindern) unentgeltlich zur Nutzung, 
sondern zugleich einem Dritten, liegt keine 
begünstigte Nutzung des Steuerpflichtigen 
zu eigenen Wohnzwecken vor. Eine vom 
Steuerpflichtigen zu Unterhaltszwecken 

unentgeltlich bereitgestellte Wohnung 
wird dann nicht mehr (mittelbar) zu „eige-
nen Wohnzwecken“ (des Steuerpflichtigen) 
genutzt, wenn die Immobilie neben einem 
einkommensteuerlich zu berücksichti-
genden Kind auch anderen - ggf. auch auf-
grund bürgerlich-rechtlicher Vorschriften 
unterhaltsberechtigten - Angehörigen 
überlassen wird. Vor diesem Hintergrund 
führt auch die (Mit-)Nutzung durch ein wei-
teres, wegen seines Alters nicht (mehr) ein-
kommensteuerlich zu berücksichtigendes 
Kind dazu, dass die Wohnung insgesamt 
nicht mehr als zu eigenen Wohnzwecken 
des Steuerpflichtigen genutzt anzusehen 
ist. Daher waren zu Recht aufgrund der 
Veräußerung der Eigentumswohnung son-
stige Einkünfte aus einem privaten Veräu-
ßerungsgeschäft zu berücksichtigen.

Zinsen aus Abzinsung eines ratierlich 
gezahlten Kaufpreises als Einkünfte 
aus Kapitalvermögen
Das Finanzgericht Köln entschied, dass der 
in den Kaufpreisraten enthaltene Zinsanteil 
Einnahmen aus Kapitalvermögen darstellt. 
Zu den Einkünften aus Kapitalvermögen 
gehören Erträge aus sonstigen Kapitalfor-
derungen jeder Art, wenn die Rückzahlung 
des Kapitalvermögens oder ein Entgelt für 
die Überlassung des Kapitalvermögens zur 
Nutzung zugesagt oder gewährt worden ist. 
Dies gilt unabhängig von der Bezeichnung 
und der zivilrechtlichen Ausgestaltung der 
Kapitalanlage.

Wenn ein zum Privatvermögen gehörender 
Gegenstand veräußert und die Kaufpreis-
forderung langfristig - länger als ein Jahr - bis 
zu einem bestimmten Zeitpunkt gestundet 
wird, sind die geleisteten Zahlungen (Kauf-
preisraten) in einen Tilgungs- und einen Zin-
santeil zu zerlegen. Letzterer unterliegt als 
Ertrag aus sonstigen Kapitalforderungen 
der Einkommensteuer. Dies gilt auch dann, 
wenn die Vertragsparteien Zinsen nicht 
vereinbart oder sogar ausdrücklich ausge-
schlossen haben. 

Die Gestattung langfristiger Ratenzahlung 
zur Tilgung einer Schuld stellt eine Kredit-
gewährung durch den Gläubiger dar. Daran 
ändert auch die Vereinbarung einer Wert-
sicherungsklausel nichts, da die Aufteilung 
des Gesamtkaufpreises als der Summe 
der Ratenleistungen in den Kaufpreis als 
Gegenleistung und die Zinsen als Entgelt 
für die Kapitalnutzung vom Willen der 

Vertragschließenden unabhängig ist. Die 
Grundlage findet sich in § 12 Abs. 3 Bewer-
tungsgesetz, wonach unverzinsliche For-
derungen, deren Laufzeit mehr als ein Jahr 
beträgt und die zu einem bestimmten Zeit-
punkt fällig sind, abzuzinsen, d. h. in einen 
Kapital- und einen Zinsanteil aufzuteilen 
sind. Diese Vorschrift ist nicht abdingbar. 
Insoweit unterscheidet sich das Steuerrecht 
vom bürgerlichen Recht.

Veräußerung eines Miteigentumsan-
teils am Einfamilienhaus anlässlich 
Ehescheidung als privates Veräuße-
rungsgeschäft steuerbar
Wenn der geschiedene Ehegatte im Rah-
men der Vermögensauseinandersetzung 
anlässlich der Ehescheidung seinen Mitei-
gentumsanteil an dem gemeinsamen Ein-
familienhaus an den früheren Ehepartner 
veräußert, kann der Verkauf als privates 
Veräußerungsgeschäft der Besteuerung 
unterfallen. So entschied der Bundesfi-
nanzhof.

Ein steuerpflichtiges privates Veräuße-
rungsgeschäft liegt laut Bundesfinanzhof 
vor, wenn eine Immobilie innerhalb von 10 
Jahren angeschafft und wieder veräußert 
wird. Dies gilt auch für einen hälftigen Mitei-
gentumsanteil, der i. R. der Vermögensaus-
einandersetzung nach einer Ehescheidung 
von einem Miteigentümer an den anderen 
veräußert wird. 

Zwar ist die Veräußerung einer Immobilie 
dann nicht steuerbar, wenn die Immobilie 
durchgängig zwischen Anschaffung und 
Veräußerung oder im Jahr der Veräuße-
rung und in den beiden vorangegangenen 
Jahren zu eigenen Wohnzwecken genutzt 
wird. Ein in Scheidung befindlicher Ehegatte 
nutzt das in seinem Miteigentum stehende 
Immobilienobjekt aber nicht mehr zu eige-
nen Wohnzwecken, wenn er ausgezogen ist 
und nur noch sein geschiedener Ehegatte 
und das gemeinsame Kind weiterhin dort 
wohnen. Eine das Vorliegen eines privaten 
Veräußerungsgeschäfts ausschließende 
Zwangslage, wie z. B. bei einer Enteignung 
oder einer Zwangsversteigerung, lag hier 
nicht vor. Zwar hatte die geschiedene Ehe-
frau ihren Ex-Partner erheblich unter Druck 
gesetzt. Letztlich hat dieser aber seinen 
Anteil an dem Einfamilienhaus an seine ge-
schiedene Frau freiwillig veräußert.

7   

DWAZaktuell	 2 | 2023



Impressum

Umsetzung/Gestaltung: 
meinmarketing.de GmbH & Co. KG
Hasselweg 31
34131 Kassel

www.meinmarketing.de
info@meinmarketing.de

Erscheinungsweise: 
In der Regel alle drei Monate
Nächste Ausgabe: September 2023

www.dwaz.eu

DWAZ Wirtschaftskanzlei
Bringmann & Partner mbB

Kassel:
Wilhelmshöher Allee 292 | 34131 Kassel 
Tel.: 0561/3166-200

Bad Wildungen:
Fetter Hagen 1 | 34537 Bad Wildungen
Tel.: 05621/7868-0

Fotos: Kanzlei, fotolia.de

Redaktion: 
Jutta Kugeler (DWAZ)

DWAZaktuell	 2 | 2023

Bitte beachten:

Unternehmerfrühstück

Wann:		  29.09.2023 in Bad Wildungen um 09.30 Uhr 
		  06.10.2023 in Kassel um 09.30 Uhr
 
Thema: 		 Die digitale Personalakte
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